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Dieser Frau haben Sie es zu 
verdanken, liebe Leser, wenn 
Sie in den Zeitungen, im Rund- 
funk und im Fernsehen nur noch 
zensierte und gefärbte Berichte 
und Meinungen vorgesetzt be- 
kommen. 


Es handelt sich um Frau Dr. 
Cornelie Sonntag-Wolgast (63), 
Karriere-Funktionärin der SPD: 
1998-2002 Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundes- 
minister des Innern und seit 
2002 Vorsitzende des Innenaus- 
schusses des Bundestages. 


Weil immer mehr Normalbürger 
das Vertrauen in die Glaubwür- 
digkeit der etablierten Parteien 
verloren haben, hat sie für alle 
Abgeordneten und Journalisten 
Direktiven veröffentlicht, wie sie 


sich Andersdenkenden gegen- 
über zu verhalten haben. 


Denken Sie beim Zeitungsle- 
sen und beim Fernsehen im- 
mer an diese Leitlinien! Und 
ehe Sie sich eine Meinung 
bilden, sollten Sie eine Zeit- 
schrift lesen, die sich nicht an 
diese Zensur hält! 


Postfach 400 215 - 44736 Bochum - UN 10/2005 


Sargnägel für die Pressefreiheit und die 


freie Meinungsbildung: 


Karikatur aus den UN 6/1995 - heute aktueller als je zuvor 


Leitlinien für den Umgang 
mit Rechtsextremen 


l. Gemeinsame 
Leitlinien für 
Parlamentarier und 
Journalisten 

(1.) Bekämpfen statt 
verschweigen! 


Sechzig Jahre nach Auschwitz 
haben wir es in Deutschland 
— wie auch all die Jahre und 
Jahrzehnte davor — mit Neonazis 


und Rechtsextremismus zu tun. 
Diese gesellschaftliche Wirklich- 
keit ändert sich nicht, wenn sie 
verschwiegen wird. Die Aufmerk- 
samkeit muss sich gerade im 
örtlichen Bereich auf rechtsex- 
treme Szenen oder Gewalttaten 
richten — trotz der Sorge um eine 
abschreckende Wirkung auf In- 
vestoren oder Touristen. Wichtig 
ist es, eine breite gesellschafts- 
politische Offensive gegen den 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 


Rechtsextremismus zu starten 
und Ross und Reiter beim Na- 
men zu nennen. Der Rechtsex- 
tremismus muss mit allen zur 
Verfügung stehenden rechts- 
staatlichen und demokratischen 
Mitteln bekämpft werden. 


(2.) Die rechtsextremen 
Saubermänner entlarven! 


Oberstes Ziel muss sein, das 
passiv-zustimmende Umfeld der 
rechtsextremen Parteien anzu- 
sprechen — in dem Bestreben, 
das Saubermann-Image und die 
vermeintliche Glaubwürdigkeit 
der rechtsextremen Protagoni- 
sten zu erschüttern. Viele Füh- 
rungsfiguren von NPD oder DVU 
geben sich als Fahrlehrer oder 
Arzt ganz bürgerlich, sind aber 
in Wirklichkeit Verfassungsfeinde 
und oft vorbestrafte Kriminelle. 
Um sie zu entlarven, müssen ihre 
Biographien sowie die Aussa- 
gen, Programme und politischen 
Standpunkte der Parteien durch- 
leuchtet werden. Klare Parallelen 
zur NS-Ideologie oder die Nähe 
zu rechtsextremen Gewalttätern 
müssen einer breiten Öffentlich- 
keit vor Augen geführt werden. 


(3.) Die Parolen und 
Scheinargumente 
der Rechtsextremen 
zerpflücken! 


In der politischen Auseinander- 
setzung und der Berichterstat- 
tung müssen die Parolen und 
Aussagen der Rechtsextremen 
mit präzisen Informationen nüch- 
tern widerlegt werden, ihre men- 
schenverachtende und verfas- 
sungsfeindliche Ideologie muss 
aufgedeckt werden. Das gilt vor 
allem für diejenigen Politikfelder, 
die NPD und DVU außerhalb 
des „gängigen“ rechtsextremen 
Repertoires populistisch zu be- 
setzen versuchen — zum Beispiel 
soziale Gerechtigkeit (Protest ge- 
gen Hartz IV, Kampagne gegen 
„Rentenklau“), Globalisierung 
(als angebliche Strategie des in- 
ternationalen Kapitals, die „deut- 
sche Identität“ zu untergraben), 


Anti-Amerikanismus und Ge- 
schichtsklitterung (wie die Mär 
von der „Schuldknechtschaft“ 
des deutschen Volkes). 


(4.) Distanz halten! 


Rechtsextreme Parlamentarier 
und Parteifunktionäre sind keine 
Politiker wie alle anderen — und 
dürfen auch nicht als solche be- 
handelt werden. Das bedeutet, 
dass Vertreter des demokrati- 
schen Lagers stets Distanz zu 
Rechtsextremen zu wahren ha- 
ben. Rechtsextreme darf man 
ausgrenzen — ohne ihnen jedoch 
die Gelegenheit zu geben, sich 
zu Märtyrern zu stilisieren. 


(5.) Auf die Wortwahl 
achten! 


Bei der Auseinandersetzung mit 
rechtsextremen Meinungsführern 
und deren Sympathisanten sollte 
man die Wortwahl sorgsam ab- 
wägen. Wer beispielsweise von 
»rechtsradikalen Rattenfängern« 
spricht, verletzt das Selbstwert- 
gefühl von Menschen, die sich 
von NPD oder DVU auf eine dif- 
fuse Weise angesprochen fühlen. 
Menschen sind keine Ratten. 


(6.) Die Ängste der 
Menschen ernst 
nehmen - aber 
Rechtfertigungsgründe 
nicht akzeptieren! 


Rechtsextreme Meinungsführer 
und Aktivisten verdienen keine 
verständnisvolle Behandlung. 
Auch die Wähler und Wählerin- 
nen der rechtsextremen Parteien 
dürfen nicht mit Samthandschu- 
hen angefasst werden. Denn es 
ist falsch, die Unterstützung der 
Rechtsextremen zum Beispiel mit 
der hohen Arbeitslosigkeit und 
mit schlechten Ausbildungschan- 
cen zu rechtfertigen. Soziale 
Unsicherheit und Perspektivlo- 
sigkeit mögen den Nährboden 
bilden — aber kein noch so trister 
Alltag kann Anlass dafür sein, 
in einer Partei von Antisemiten, 
Rassisten und Verfassungsfein- 
den Mitglied zu werden oder ei- 


ner solchen Partei die Stimme 
zu geben. In der Diskussion mit 
dem zustimmenden Umfeld der 
rechtsextremen Parteien müssen 
Politiker und Journalisten aller- 
dings die Ängste der Menschen 
ernst nehmen - so irrational sie 
auch sein mögen. Arroganz und 
oberlehrerhafte Argumentation 
führen nicht zum Ziel. 


(7.) Verfassungsfeindlich- 
keit hervorheben! 


Das Bundesverfassungsgericht 
hat der NPD im Frühjahr 2003 
keinen Freibrief ausgestellt. Das 
Verbotsverfahren wurde aus ver- 
fahrensrechtlichen Gründen ein- 
gestellt — und nicht etwa, weil die 
Richter von der Verfassungstreue 
der Partei überzeugt waren. In 
der politischen Auseinanderset- 
zung mit der NPD muss deshalb 
klar gemacht werden, dass sich 
eine nicht verbotene Partei nicht 
automatisch auf dem Boden des 
Grundgesetzes bewegt. Die Ver- 
fassungsfeindlichkeit der Neo- 
nazis ist immer wieder hervor- 
zuheben, so dass deutlich wird: 
Rechtsextreme stehen nicht im 
Parteienwettbewerb, sondern 
außerhalb des demokratischen 
Grundkonsenses. Diese Grenze 
darf nicht verwischt werden. 


(8.) Rechtsverstöße nicht 
dulden! 


Rechtsverstöße, Drohungen oder 
tätliche Angriffe der Rechtsextre- 
men finden bundesweit alltäglich 
statt. Sie müssen unmittelbar 
zurückgewiesen und immer wie- 
der Öffentlich verurteilt werden. 
Das ist angesichts des hohen 
Werts der freien Meinungsäu- 
ßerung nicht leicht, aber durch 
systematische Beobachtung und 
Überprüfung der Sprüche rechts- 
extremer Politiker zu leisten. Die 
beschlossenen Verschärfungen 
beim Straftatbestand der Volks- 
verhetzung (Verherrlichung der 
Verbrechen der NS-Diktatur, 
Verletzung der Würde der Opfer) 
könnten dabei weiter helfen. 


Il. Empfehlungen für 
Parlamentarier 


(9.) Keine 
parlamentarische 
Normalität mit 
Verfassungsfeinden! 


Im parlamentarischen Alltag kann 
es für Abgeordnete des demokra- 
tischen Lagers keine Bündnisse, 
keine gemeinsamen Anträge 
und kein gemeinsames Abstim- 
mungsverhalten mit Rechtsextre- 
men geben. Denn wer mit Rassi- 
sten und Neonazis stimmt, wertet 
sie auf. In der parlamentarischen 
Auseinandersetzung lassen sich 
demokratische Abgeordnete von 
Rechtsextremen keine Themen 
aufzwingen — und sie verweisen 
die Extremisten in ihre Schran- 
ken. Mit Verfassungsfeinden 
kann es keine parlamentarische 
Normalität geben. 


(10.) Emotionale Gesten 
sparsam einsetzen! 


Emotionale Gesten sind zu be- 
stimmten, herausragenden An- 
lässen notwendig und richtig, 
nutzen sich jedoch im parlamen- 
tarischen Alltag ab. Sichtbares 
Sich-Abwenden, Zwischenrufe 
und Auszug aus dem Plenum 
waren beispielsweise bei dem 
Eklat im Dresdener Landtag zum 
Jahrestag der Befreiung des KZ 
Auschwitz und angesichts der 
empörenden Bekundungen von 
NPD-Abgeordneten notwendig. 
Spektakuläre Schritte müssen 
aber sparsam eingesetzt wer- 
den, sonst verlieren sie ihre 
aufrüttelnde Wirkung. Im parla- 
mentarischen Alltag entscheidet 
die Überlegenheit der demokra- 
tischen Argumentation. 


(11.) Unterscheidbar 
bleiben! 


In Parlamenten versuchen 
Rechtsextreme vordergründig 
einen demokratischen Anschein 
zu erwecken. Die Politiker der 
demokratischen Parteien müs- 
sen deshalb eine klare Trennlinie 


zu den Antidemokraten ziehen. 
Um auch bei einem oberflächli- 
chen Blick auf die Debatten stets 
unterscheidbar zu sein, verbieten 
sich für demokratische Politiker 
beispielsweise Horrorszenarien 
über den massenhaften Zustrom 
von ukrainischen Schwarzarbei- 
tern und Zwangsprostituierten 
oder eine Diskussion über die 
Frage, ob der 8. Mai 1945 ein Tag 
der Befreiung oder der Niederla- 
ge war. Mit Debatten dieser Art 
spielt man den Rechtsextremi- 
sten in die Hände. Es darf zudem 
keinerlei Beiträge oder Interviews 
für extrem rechte Zeitschriften 
geben. Das gilt insbesondere für 
Blätter wie die »Junge Freiheit«, 
die sich damit einen pluralisti- 
schen Anschein geben wollen. 


(12.) Schulterschluss der 
Demokraten üben! 


Treffen Parlamentarier des de- 
mokratischen Lagers in Podi- 
umsdiskussionen oder Fern- 
sehrunden auf rechtsextreme 
Politiker, muss die ganze Auf- 
merksamkeit der Demokraten 
der Auseinandersetzung mit den 
Verfassungsfeinden und deren 
Parolen gelten. In dieser Situa- 
tion sollten die Demokraten den 
Schulterschluss üben und den 
ritualisierten Parteienstreit unter- 
einander vermeiden. 


II. Empfehlungen für 
Journalisten 


(13.) Journalismus steht 
im Dienste unserer 
Verfassung! 


Der Nachrichtenjournalismus ist 
parteipolitisch neutral und dem 
Streben nach Objektivität ver- 
pflichtet. Er steht jedoch — wie 
auch der Meinungsjournalismus 
— im Dienste des Grundkonsen- 
ses unserer Verfassung und ist 
parteilich für die im Grundgesetz 
wurzelnde Demokratie. 


(14.) Keine Wertneutralität 


gegenüber Neonazis! 
Die Meinungsvielfalt muss ge- 


währleistet sein. Doch National- 
sozialismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen. Gegen- 
über den rechtsextremen Parla- 
mentariern darf es deshalb keine 
Wertneutralität geben: Auch ge- 
wählte Neonazis bleiben Neona- 
zis. 


(15.) Vorsicht bei der 
Berichterstattung! 


Interviews und Statements 
rechtsextremer Politiker zu ak- 
tuellen Ereignissen sind mit 
höchster Vorsicht zu behandeln, 
um den Neonazis nicht die er- 
wünschte Plattform zu bieten. 
Interviews mit Rechtsextremen 
müssen deshalb flankiert werden 
von Kommentaren, Hintergrund- 
berichten oder Analysen zur 
Einordnung. Angesichts latent 
rechtsextremer Einstellungen bei 
vielen Bürgern ist auch Vorsicht 
geboten bei einer Abbildung von 
»Volkes Stimme«, sei es in Le- 
serbriefen oder Umfragen. 


(16.) Kontinuität in der 
Berichterstattung! 


Journalistische Berichterstattung 
über rechtsextreme Parlamenta- 
rier sollte sich nicht auf punktu- 
elle Wahlerfolge und kurzlebige 
Skandale beschränken. Wün- 
schenswert ist vielmehr eine 
kontinuierliche Beobachtung und 
fundierte Kritik der Parlamentsar- 
beit von NPD und DVU. Je mehr 
Hintergrund und Analyse ein jour- 
nalistischer Beitrag enthält, desto 
besser. Diese Art der journalisti- 
schen Auseinandersetzung mit 
dem Rechtsextremismus ist eine 
tägliche Herausforderung und 
Bewährungsprobe für Journali- 
sten, Verleger und Medienunter- 
nehmen. Sie muss immer wieder 
aufs Neue in den Redaktionsräu- 
men und Chefetagen bestanden 
werden. 


HINWEIS: Die amtlich geltende 
Schlechtschreibung haben wir 


so übernommen und nicht ver- 
bessert. 
Ihre UN-Mitarbeiter 


VORSICHT vor »VOLKES STIMME«! 


Die BRD auf dem Weg zu einer Meinungsdiktatur? 


»Angesichts latent rechtsex- 
tremer Einstellungen bei vielen 
Bürgern ist auch Vorsicht ge- 
boten bei einer Abbildung von 
„Volkes Stimme“, sei es in Le- 
serbriefen oder Umfragen.« 


Deutlicher geht es kaum. Wie 
würde das Propaganda- und Zen- 
surministerium eines diktatorischen 
Unrechtsstaates Gebote und Ver- 
bote anders formulieren als die Vor- 
sitzende des Bundestagsinnenaus- 
schusses in ihren »Leitlinien«? 


Verwundert schütteln Sie, lie- 
be Leser, und wahrscheinlich die 
Mehrheit Ihrer Bekannten oft den 
Kopf, wenn in den Berichten, Kom- 
mentaren und Leserbriefspalten 
der Massenmedien zu Lebens- und 
Zukunftsfragen unseres Volkes so 
selten das gesagt wird, was Sie 
und Ihre Bekannten vertreten. 


Jetzt wissen Sie es. Als normal 
denkende Deutsche haben Sie of- 
fenbar eine »latent rechtsextreme 
Einstellung«. 

Selbst das seinerzeit von den 
alliierten Besatzern vorgegebene 
»Grundgesetz für die Bundesrepu- 


blik Deutschland« garantiert mehr 
Freiheit als die heutigen Meinungs- 
wächter: 

»Jeder hat das Recht, seine 
Meinung in Wort, Schrift und Bild 
frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugäng- 
lichen Quellen ungehindert zu 
unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichter- 
stattung werden gewährleistet. 
Eine Zensur findet nicht statt.« 

(Grundrechte, Artikel 5, Abs. 1) 


Offenbar ist für die verantwortli- 
chen Verfasser und Herausgeber 
dieser »Leitlinien« das Grundge- 
setz nicht mehr das Papier wert, auf 
dem es steht. National- und volks- 
bewußte Volksvertreter sollen ge- 
hindert werden, sich frei zu äußern, 
und den Bürgern wird das Recht 
beschnitten, sich ungehindert und 
ohne begleitende Meinungsbeein- 
flussung zu unterrichten. 


Wenn Sie diese Entwicklung 
verhindern wollen, stärken Sie 
die Unabhängigen Nachrich- 
ten durch eine Bestellung oder 
Spende! 


»Wenn man sich un- 
ter Zensur nicht einen 
fleißigen Beamten vor- 
stellt, der mit einem 
Rotstift dicke Bände 
durchgeht, sondern 


die Technik, mit der 
eine Seite verhindert, 
daß die andere zu Wort 
kommt, dann kann nur 
unterstrichen werden, 


daß in den modernen 
Demokratien die Zen- 
sur einen Höhepunkt 
erreicht hat. 


Der größte Erfolg der 
„neuen Zensoren“ ist 
jedoch, das Publikum 
überzeugt zu haben, 
daß es keine Zensur 
mehr gibt.« 


Thomas Molnar 
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